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Kommunale Nutzungsplanung 
Öffentlicher Gestaltungsplan Zentrum
Antrag

Die Gemeindeversammlung vom 24. September 2012 beschliesst auf Antrag des Gemeinderates sowie gestützt auf § 88 des Planungs- und Baugesetzes (PBG) und Art. 10.7 Bst. b der Gemeinde​ordnung:

1
Der öffentliche Gestaltungsplan Zentrum bestehend aus

· Bestimmungen zum öffentlichen Gestaltungsplan
· Situationsplan, Mst. 1:500
· Schnittplan Gebäudehöhen, Mst. 1:500
· Erläutender Bericht gemäss Art. 47 RPV

· Stellungnahmen zu den Einwendungen (Einwendungsbericht)

wird festgesetzt.

2
Vom Bericht zum öffentlichen Gestaltungsplan sowie dem Bericht zu den Einwendungen wird im Sinne von § 7 Abs. 3 PBG zustimmend Kenntnis genommen.

3
Die Genehmigung des öffentlichen Gestaltungsplans Zentrum durch die Baudirektion bleibt gemäss § 89 PBG vorbehalten.

4
Der Gemeinderat wird ermächtigt, Änderungen am öffentlichen Gestaltungsplan Zentrum in eigener Zuständigkeit vorzunehmen, sofern sie sich als Folge von Entscheiden im Rechtsmittelverfahren oder von Auflagen im Genehmigungsverfahren als notwendig er​weisen. Solche Beschlüsse sind öffentlich bekannt zu machen.
Weisung

1.
Ausgangslage und Verfahrensablauf


Aufwertung Zentrumsbereich


Dank seiner Lage inmitten unserer sehr lebendigen, aufstrebenden Gemeinde und dank seiner sehr guten Erschliessung durch den öffentlichen Verkehr verfügt das Zentrum von Wallisellen über eine hervorragende Standortqualität. Diese Lagequalität gilt es zu nutzen, das Zentrum in den nächsten Jahren sowohl städtebaulich-architektonisch als auch nut​zungsmässig aufzuwerten.

Projekt und Initiative


Für einen grösseren Teil der heutigen Zentrumszone wurde der Gemeinde eine Projektstu​die vorgelegt, die für das Zentrum in Weiterführung des Projektes "mittim" eine bedeut​same Verdichtung vorgesehen hat. 


Ausgelöst durch diese Bauabsicht, wurde eine Initiative eingereicht, die für wesentliche Teile des Zentrums einen öffentlichen Gestaltungsplan forderte. Das mit der Initiative zum Ausdruck gebrachten Unbehagen konnte der Gemeinderat gut nachvollziehen, nur war er nicht überzeugt, ob das vorgeschlagene Instrument das Richtige sei. Zu viele Fragen wa​ren noch nicht geklärt.


Aufgrund dieser Unsicherheiten beschloss der Gemeinderat, sich mit einer Planungszone die notwendige Zeit zu verschaffen, den offenen Fragen nachzugehen: 

· Aufgrund des herrschenden Entwicklungsdruckes im Zentrumsgebiet soll ein städte​bauliches Konzept entwickelt werden, der öffentliche Raum gestärkt und attraktiver gestaltet werden können. Ziel ist eine Verbesserung der Attraktivität des Ortszent​rums.
· Längs der Bahnhofstrasse sollen im Interesse eines lebendigen Dorfzentrums die Erd​geschosse publikumsorientiert genutzt werden.
· Im Zentrumsgebiet soll die Parkierungsregelung überprüft werden.
· Die Interessen und Anliegen der Grundeigentümer sollen aufgenommen und wenn möglich mitberücksichtigt werden.
· Die bestehenden Eigentumsverhältnisse bzw. die bestehende Parzellenstruktur sind eine schwierige Voraussetzung für die Umsetzung der Zentrumszone; es gilt, die ge​eigneten Planungsinstrumente zu finden.

Die Baudirektion konnte sich der Argumentation des Gemeinderates anschliessen. Mit Verfügung vom 29. Oktober 2008 wurde eine Planungszone festgesetzt und am 10. Au​gust 2011 bis zum 7. November 2013 verlängert.

Ideen entwickeln

Während der Dauer der Planungszone wurde die Zeit genutzt, für das Zentrum im Rah​men einer Testplanung die nötigen konzeptionellen Überlegungen zum Städtebau, zum Freiraum, zur Nutzung und zum Verkehr zu machen, um darauf aufbauend das geeignete Regelwerk zu entwickeln, wie es nun der Gemeindeversammlung vorgelegt wird.

1.1
Testplanung Zentrum


Verfahren


Im Rahmen einer Testplanung wurden drei Fachteams gestützt auf einen Aufgabenbe​schrieb eingeladen, Ideen für das Zentrum zu entwickeln und unterschiedliche städtebau​liche Lösungsansätze mit unterschiedlichen baulichen Dichten und unterschiedlichen Nutzweisen zu testen.


Damit die Vorschläge beurteilt und deren Machbarkeit im politischen Umfeld abgeschätzt werden können, ist ein Beurteilungsgremium eingesetzt worden, in dem neben Fachleuten die Gemeinde und auch Grundeigentümer vertreten waren.


Resultat


Das Resultat der Testplanung ist in einer Synthese festgehalten und in einem Bericht zusammen gefasst. Es bildete die Grundlage des vorliegenden öffentlichen Gestaltungs​planes Zentrum.

1.2
Öffentlicher Gestaltungsplan


Rechtsgrundlage


Rechtsgrundlage von Gestaltungsplänen bilden die §§ 83ff. Planungs- und Baugesetzes (PBG).


Wesentliches öffentliches Interesse


Gemäss § 84 PBG können Gemeinden einen öffentlichen Gestaltungsplan festsetzen, wenn daran ein wesentliches öffentliches Interesse besteht. Dieses wesentliche öffentliche Interesse wird wie folgt begründet:

· Die hervorragende Erschliessung des Bereichs rund um den Bahnhof Wallisellen durch den öffentlichen Verkehr ist durch eine verträgliche und angemessen hohe bauliche Dichte zu nutzen. Diese hohe Dichte, die hohen Ansprüche an die Architektur und die Freiräume sowie die angestrebte Nutzungsvielfalt erfordern eine differenzierte Rege​lung der Bebauungsmöglichkeiten in einem Gestaltungsplan.

· Mehrere wichtige öffentliche Anliegen lassen sich in einer generell abstrakten Zo​nenvorschrift nicht umschreiben, dies erfordert vielmehr örtlich differenzierte, kon​krete Regelungen, die nur in einem Gestaltungsplan festgelegt werden können: Kleinräumige Abstufung der baulichen Dichte und der Höhen (Schnitte), Höhenlage der Erdgeschosse, Fassadenhöhen zur Definition des öffentlichen Raumes, Umschrei​bung von strassenbegleitenden Fassadenabschnitten zur Charakterisierung unter​schiedlicher Strassenräume, Besonderheiten der Erschliessung und nicht zuletzt hö​here Anforderungen an die Energieversorgung.

Verfahren


Gestützt auf die Resultate der Testplanung wurde der Gestaltungsplan entworfen. 


Dieser Entwurf wurde gemäss § 7 PBG während mehr als 60 Tagen während der Zeit vom 13. Januar bis 5. April 2012 öffentlich aufgelegt. Während dieser Frist konnte sich jeder​mann beim Gemeinderat zum Planinhalt äussern und Einwendungen vorbringen. Zusam​men mit der gleichzeitigen Auflage der Teilrevision zur Bau- und Zonenordnung gingen insgesamt 48 schriftliche Einwendungen ein. Diese sind vom Gemeinderat behandelt wor​den. Sie sind entweder in die Vorlage eingeflossen, konnten teilweise berücksichtigt oder mussten mit der entsprechenden Begründung abgelehnt werden.

Über diese Einwendungen wird gesamthaft bei der Planfestsetzung entschieden. Dazu liegt ein separater Bericht zur Mitwirkung vor. Die bereinigte Vorlage hat der Gemeinderat am 10. Juli 2012 zuhanden der Gemeindeversammlung verabschiedet.

Festgesetzt wird der öffentliche Gestaltungsplan durch Beschluss der Gemeindeversamm​lung.


Mit der anschliessenden kantonalen Genehmigung wird er rechtskräftig.

2.
Grundlage der Testplanung

2.2
Schlüsselgebiete


Nutzungsanreize


Die Schlüsselgebiete des Zentrums sind die an die Kreuzung Untere Bahnhofstrasse - Bahnhofstrasse - Neugutstrasse - Kirchstrasse angrenzenden Areale.


Eine bauliche Veränderung in diesen Gebieten ist erwünscht und soll durch städtebaulich vertretbare Nutzungsanreize in Form von erhöhten baulichen Dichten (Baumassenziffer) gefördert werden.
2.3
Bebauung


Bauliche Dichte


In den Schlüsselgebieten des Zentrums und entlang der Schwarzackerstrasse soll gegen​über dem heutigen Baubestand und der heutigen Bau- und Zonenordnung eine höhere bauliche Dichte ermöglicht werden. 


Die Verdichtungsmöglichkeiten wurden mit einem Volumenmodell überprüft und differen​ziert untersucht: Rund um die Kreuzung Bahnhof-/Kirchstrasse ist gegenüber der gültigen Bau- und Zonenordnung eine Erhöhung von 5. m3/m2 auf 7.0 m3/m2 und längs der Bahn​hofstrasse bis zum Kreisel eine Erhöhung auf 6.0 m3/m2erwünscht. In den anderen Berei​chen bleibt die fest​gelegte Dichte von 5 m3/m2unverändert.


Längenbeschränkung


Die Volumenstudien haben gezeigt, dass mit unbeschränkt zulässigen Gebäudelängen unerwünschte Strassenschluchten entstehen könnten. Um dies zu verhindern, werden die strassenbegleitenden Fassadenabschnitte in der Länge beschränkt und räumlich wirksame Rücksprünge vorgeschrieben.

Entlang der Rotackerstrasse soll eine Fassadenstruktur mit geschlossenen Fassadenab​schnitten von höchstens 25 m Länge entstehen, was der Lage und dem städtebaulichen Umfeld entspricht.


Entlang der Bahnhofstrasse und Neugutstrasse beträgt das Mass solcher Fassadenab​schnitte 45 m.

Höhen


Die Gebäude- und Gesamthöhen sollen sich an den Höhen der Überbauung "Zentrum Wallisellen" orientieren, diese jedoch nicht überschreiten. Auf Grund der intensiven Aus​einandersetzung im Mitwirkungsverfahren wurden die Höhen gesamthaft überprüft und durch einen separaten Plan mit Schnitten genauer umschrieben. Die so definierte "Käse​glocke" ist im nachfolgenden Schema illustriert. Innerhalb dieser Käseglocke müssen die Bauvolumen angeordnet werden. Wichtig ist, darauf hinzuweisen, dass die zulässigen Baumassen deutlich kleiner sind, als die "Käseglocke" der Höhen zuliesse.

Gebäudeorientierungen


Die Bauten entlang der Bahnhof- / Neugut- und Schwarzackerstrasse sollen sich grund​sätzlich zum Strassenraum hin orientieren. Die Erdgeschosse der Bauten sind so zu ge​stalten, dass ausser der Wohnnutzung vielfältige Nutzungen möglich bleiben. Dies wird mit einer ausreichend hohen Erdgeschosshöhe erreicht, was eine spätere Umnutzung er​leichtert.
2.4
Freiraum

Untere Bahnhofstrasse


Die Untere Bahnhofstrasse ('Löwenplatz') soll als attraktiver Verbindungsraum und Visi​tenkarte Wallisellens unter Beibehaltung des Verkehrsregimes aufgewertet werden. In Erdgeschossen, die an den Platz angrenzen, sind publikumsorientierte Nutzungen zu be​vorzugen, die der Belebung des Platzes dienen. Der Zugang zu Wohnungserschliessungen und Eingangsbereichen soll vom Platz oder von Strassen her erfolgen und so den Stras​senraum mitprägen. 


Langfristig - im Zusammenhang mit einer allfälligen Neubebauung des westlich an den Platz angrenzenden Gebietes – wird empfohlen, eine moderate Vergrösserung des Platzes anzustreben, um dessen Aufenthaltsqualitäten zu erhöhen

Strassenräume

Grundsätzlich sollen die unterschiedlichen Charaktere der drei Strassenräume Bahnhof-/ Neugut-, Rotacker- und Schwarzackerstrasse differenziert entwickelt und gestärkt werden. Damit soll die Erkennbarkeit der unterschiedlichen Strassenräume erhalten bleiben. Die an den Strassenraum angrenzenden Erdgeschosse von Neubauten sollen grundsätzlich das Niveau der Strasse übernehmen.


Die Bahnhofstrasse ist mit ihren Qualitäten als städtisch geprägter Strassenraum (Hartbe​lag bis zur Fassade) zu erhalten. Die Aufenthaltsqualitäten sollen im Bereich der Unteren Bahnhofstrasse verbessert werden. Insbesondere sollen dazu nach Möglichkeit die Vor​bereiche der nördlich an die Untere Bahnhofstrasse angrenzenden Gebäude (ZKB) zu Gunsten des Fussgängerraumes vergrössert werden.


Die Rotackerstrasse ist als Strassenraum mit möglichst offenen Vorgärten und Vorplätzen weiterzuentwickeln. Einzelvolumen beziehungsweise Volumen mit Rücksprüngen und vielfältigen Vor- und Zwischenbereichen sollen den Strassenraum prägen.


Die Schwarzackerstrasse wird derzeit umgestaltet. Die weitere städtebauliche Entwicklung des Gebietes soll zu einem späteren Zeitpunkt präzisiert werden. In der Bau- und Zonen​ordnung ist eine Umzonung in eine Wohngewerbezone mit Baumassenziffer 4.0 m3/m2vorgesehen.
2.5
Nutzung

Wohnen


Im Zentrum Wallisellen ist ein substantieller Wohnanteil erwünscht. Daneben sollen auch andere Nutzungen möglich sein, die die Zentrumsfunktion des Gebietes stärken und dank Publikumsverkehr zur Zentrumsqualität beitragen.


Erdgeschossnutzung


Die Erdgeschosse der Gebäude in den Schlüsselgebieten sollen auf publikumsorientierte Nutzungen ausgerichtet werden. Die Nutzungen sollen sich zum Strassenraum hin orien​tieren, öffentliche beziehungsweise halb-öffentliche 'Innenwelten' ('Mall', etc.) sollen ver​mieden werden.
2.6
Mobilität


Fussgänger


Eine hohe Aufenthaltsqualität im Strassenraum soll für Fussgänger attraktiv sein. Darüber hinaus sind die bestehenden Fusswegverbindungen in Nord-Süd-Richtung via Archengässli – Schulhaus – Schmidgasse und in Verlängerung der Querstrasse zu erhalten.


Parkierung


Private Parkplätze sollen nicht auf Vorplätzen und in Vorgärten, sondern in Tiefgaragen realisiert werden. Die Pflichtparkplatzzahl soll auf Grund der sehr guten Erschliessung durch den öffentlichen Verkehr reduziert werden dürfen. Autoarmes Wohnen und Arbeiten soll damit ermöglicht werden.
3.
Erläuterungen der Bestimmungen des Gestaltungsplans

Geltungsbereich

Der Geltungsbereich entspricht den Vorgaben im Zonenplan und erfüllt damit die in der Bau- und Zonenordnung festgehaltene Gestaltungsplanpflicht

Zweck

Der Gestaltungsplan setzt die in der Bau- und Zonenordnung formulierten Ziele um und legt die dafür erforderlichen Regelungen grundeigentümerverbindlich fest.

Bezug zur Zentrumszone

Der Gestaltungsplan beschränkt sich auf den Kernbereich des Zentrums. Die Regelungen der Zentrumszone bleiben damit gültig, sofern der Gestaltungsplan nicht etwas anderes festlegt.
Anreiz für gemeinsame Lösungen

Eine Erhöhung der Baumasse macht erst Sinn, wenn eine grössere zusammenhängende Fläche gemeinsam entwickelt und bebaut wird. Dies soll ab einer Grundstücksfläche von mindestens 3'000 m² der Fall sein und für Bauvorhaben, die einen ganzen Baubereich umfassen.
Erhöhte Baumassenziffern

Im Zentrum von Wallisellen ist ein zusätzlicher Nutzungsschwerpunkt zu setzen. Zur För​derung Anreiz einer umfassenden Erneuerung wird eine höhere Nutzung zugelassen. Im Interesse einer grösseren Flexibilität der Bebauungsmöglichkeiten, werden Nutzungsver​lagerungen zugelassen. 
Erhöhte Gebäudelängen

Gemäss den revidierten Regelungen in der Zentrumszone wird die Gebäudelänge in der Zentrumszone auf 25 m beschränkt. Um grössere zusammenhängende Gebäudekomplexe zu ermöglichen soll das Mass der Gebäudelängen frei gegeben werden. Damit keine Strassenschluchten entstehen können, die mit dem Charakter des Dorfkerns Wallisellen nicht vereinbar sind, wird im Interesse eines gegliederten Strassenbildes die Länge von strassenbegleitenden Fassadenteilen auf 45 m und 25 m beschränkt.

Erhöhte Gebäudehöhen

Die Gebäude- und Gesamthöhen werden durch einen besonderen Plan geregelt, der mit Schnitten genau definiert, wo welche Höhen einzuhalten sind.

Äussere Abmessungen

Im Gestaltungsplan werden Baubereiche und Teilbaubereiche bezeichnet. Oberirdische Gebäude – Hauptgebäude und Besondere Gebäude – müssen innerhalb dieser Bereiche stehen.

Eingangsgeschoss

Die Ausbildung des Eingangsgeschosses und namentlich dessen Höhenlage, ist mitbe​stimmend für das Strassenbild. Die Höhenlage soll soweit möglich dem Strasseniveau ent​sprechen. Sowohl Lösungen mit Hochparterre als auch mit einem Ein​gang, der tiefer liegt als das Strassenniveau, sind unzulässig.

Die Nutzung der Eingangsgeschosse prägt das Gebäude und seine Umgebung. Sie be​stimmt namentlich auch das Leben im Strassenraum. Im Interesse einer möglichst vielfäl​tigen Nutzung der Eingangsgeschosse während der gesamten Lebensdauer der Gebäude, muss die erste Raumtiefe ab der Strassengrenze eine Bruttogeschosshöhe von mindes​tens 4.0 m aufweisen.
Gewachsener Boden

Zur Erleichterung des Vollzuges wird der gewachsene Boden im Plan verbindlich festge​legt. Er wird durch fiktive Höhenkurven definiert. Diese entsprechen einer schiefen Ebene zwischen den jeweils angrenzenden Strassen.

Grundsatz für die Gestaltung

Das Zentrum einer lebendigen Gemeinde verdient eine besonders gute Gestaltung sowohl der Bauten, der Umgebung als auch der Strassenräume. In der allgemeinen Bauordnung wird lediglich eine befriedigende Gesamtwirkung verlangt. Mit dem Gestaltungsplan hin​gegen sollen hier deutlich höhere Anforderungen erfüllt werden.

Öffentlicher Strassenraum

Der öffentliche Strassenraum umfasst sowohl den öffentlichen Grund als auch den priva​ten Bereich zwischen Strassenrand und Fassade. Die Bestimmungen im Gestaltungsplan wollen erreichen, dass ein Raum mit hoher Aufenthaltsqualität entsteht. Längs der Bahn​hofstrasse und der Neugutstrasse sind in diesem Raum private, oberirische Parkplätze untersagt.

Fussgängerverbindungen

Neben der hohen Aufenthaltsqualität in den Strassenräumen sind Fusswegverbindungen in die angrenzenden Quartiere von grosser Bedeutung.

Parkplatzbewirtschaftung

Die Zahl der Parkplätze am Ziel ist mitbestimmend für die Verkehrsmittelwahl. Nachdem der Zentrumsbereich von Wallisellen hervorragend mit öffentlichen Verkehrsmitteln er​schlossen ist, macht es sowohl ökologisch als auch ökonomisch Sinn, lediglich eine ge​ringe Parkplatzzahl zu realisieren. Diese ist zudem zu bewirtschaften.

4.
Auswirkungen

4.1
Siedlung
Die Hauptwirkung des Gestaltungplanes ist die qualitative Aufwertung des Zentrums. Die gegenüber der bisherigen Zonierung erhöhte bauliche Dichte ist Anlass eine erhöhte Ge​staltungsqualität für die Bauten und die Aussenräume verlangen zu können. Dabei kommt dem Vollzug eine grosse Bedeutung zu.
Die Nachverdichtung der hervorragend mit öffentlichen Verkehrsmitteln erschlossenen La​gen ist für eine nachhaltige Entwicklung von zentraler Bedeutung. Die Grundstücke im Gestaltungsplanperimeter sind heute lediglich zu rund 75 % baulich ausgenutzt, was einer durchschnittlichen Baumassenziffer von rund 4 m³/m² entspricht. Die mit dem Gestal​tungsplan optimierte bauliche Dichte beträgt im Durchschnitt rund 6.0 m³/m², sofern der Nutzungsbonus konsumiert wird. Damit wird ein Geschossflächenzuwachs in der Grössen​ordnung von 15'000 m² bis 20'000 m² ermöglicht. 


Die ortsbaulich erwünschte Nachverdichtung leistet einen Beitrag zur Verminderung des Bodenverbrauchs, indem auf unternutzten Grundstücken zusätzlicher Wohn- und Arbeits​raum erstellt wird. Auf Grund der Nutzungsregelungen können langfristig im Perimeter mehr Arbeitsplätze und Wohnungen geschaffen werden. Wie schnell dies geschieht, hängt von den Interessen der Eigentümer und von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ab.
4.2
Mobilität
Gemäss den Nutzungsmöglichkeiten dürften im Planungsgebiet trotz guter Erschliessung durch Bahn und Bus insgesamt rund 700 Autoabstellplätze realisiert werden. Damit ist mit einem durchschnittlichen täglichen Verkehrsaufkommens von rund 2'000 Fahrten zu rech​nen, das durch die Bahnhofstrasse bewältigt werden muss.

Die Pflicht zur Bewirtschaftung der Besucher- und Kundenparkplätze leisten einen Beitrag für ein umweltgerechtes Mobilitätsverhalten.
4.3
Ökonomie
Der Verlust an günstigem Wohnraum ist die Kehrseite der Siedlungserneuerung. Auf der Stufe Gestaltungsplan und BZO besteht zurzeit keine Möglichkeit diesem Verlust entgegen zu wirken. 

Die Auswirkungen auf die Bodenpreisentwicklung sind nur schwer abzuschätzen, da der Gestaltungsplan keinen Einfluss auf die preisbestimmende Nachfrage hat. Den zusätzli​chen Nutzungsmöglichkeiten stehen gestalterische und energetische Mehranforderungen gegenüber.
Infrastrukturkosten

Das Gestaltungsplangebiet ist bereits heute vollständig erschlossen. Es bestehen für ein​zelne Anlageteile Sanierungsabsichten, die aber unabhängig vom vorliegenden Gestal​tungsplan an die Hand genommen werden müssen. Bezüglich Infrastruktur kann somit davon ausgegangen werden, dass der Gestaltungsplan keine zusätzlichen Investitionen der Gemeinde auslöst.
Der Gestaltungsplan alleine löst keinen Bedarf an zusätzlichen öffentlichen Bauten und Anlagen aus.

5.
Schlussbemerkungen

Das Zentrum von Wallisellen verfügt dank seiner sehr guten Erschliessung durch den öf​fentlichen Verkehr über eine hervorragende Standortqualität. Es ist das Ziel mit dem vor​liegenden öffentlichen Gestaltungsplan eine städtebaulich-architektonische Aufwertung im Zentrum zu erreichen. Der öffentliche Gestaltungsplan erfüllt die in der Bau- und Zonen​ordnung festgelegte Gestaltungsplanpflicht. 

Der Gemeinderat ist überzeugt, dass der öffentliche Gestaltungsplan Zentrum die Anfor​derungen erfüllt und ein zukunftsorientiertes, benutzerfreundliches Instrument darstellt. 

Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten, der Vorlage zuzustimmen.
Wallisellen, 10. Juli 2012

GEMEINDERAT WALLISELLEN
Der Präsident:


Der Schreiber-Stv.:

Bernhard Krismer

Guido Egli
Referent: Gemeinderat Peter Spörri, Ressortvorsteher Hochbau und Planung
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